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[bookmark: AMAnalyse]Urkundenanforderung durch juristische Personen
Problem
Im Moment ist die Bestellung von Urkunden nur durch natürliche Personen vorgesehen. Die Bestellungen von Urkunden ist jedoch auch durch juristische Personen (z. B. Amtsgerichte oder Rentenversicherung) zulässig. 
[bookmark: _GoBack]Lösung
Die Nachrichten zur Urkundenanforderung (081030, 082030, 083030, 084030) wurden so ergänzt, dass Urkundenanforderungen durch juristische Personen möglich sind. 
Im Fall der Beantragung einer Urkunde durch eine natürliche Person müssen vom Antragsteller u. A. folgende Angaben gemacht werden: 
· Name der natürlichen Person
· Angaben zum Verwandtschaftsverhältnis 
· Ggfs. Darlegung des berechtigten Interesses 
Im Fall der Beantragung einer Urkunde durch eine juristische Person müssen u. A. die folgenden Angaben gemacht werden: 
· Name der juristischen Person
· Ansprechpartner
· Darlegung des berechtigten Interesses
Im Zuge dieses Änderungsantrags wurde die Modellierung der Nachrichten zur Urkundenanforderung verbessert (zum Teil mit Auswirkungen auf die Voranzeigen).
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Problembeschreibung bei Erfassung
Im Moment benötigt die Schnittstelle zur Bestellung von Urkunden immer einen Vor- und Nachnamen sowie ein Geburtsdatum beim Antragsteller (12.4.7 Angaben zum Antragssteller). Da aber Bestellungen auch durch juristische Personen erfolgen können, kommt es hier immer wieder zu Problemen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Wäre es möglich, die Schnittstelle anzupassen, dass auch juristische Personen hier Bestellungen aufgeben können?
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-11-27
Das EG stellt fest, dass mindestens durch folgende juristische Personen zzt. Urkundenangefordert werden:
· Amtsgerichte
· Rentenversicherung
· Banken (Sterbeurkunde für Kontoschließung).
Beschluss:
Das EG beschließt daher, die Möglichkeit der Urkundenanforderung durch juristische Personen zu schaffen.
Dazu wird:
1. Der Antragsteller als „choice“ zwischen der natürlichen und juristischen Person modelliert.
2. Für die juristische Person werden „Name der juristischen Person“, „Ansprechpartner“, „Kommunikation“, „Anschrift“ und „Darlegung des berechtigten Interesses“ modelliert.
Gleichzeitig werden folgende Verbesserungen an der Modellierung der Urkundenanforderung vorgenommen:
3. „Antragsteller“ wird bereinigt um Felder, die semantisch nicht dazugehören (abholungImStandesamt, zahlungErfolgt, zahlungsinformation). Die Felder werden außerhalb des Antragstellers modelliert.
4.  „artDerUrkunde“ wird bereinigt um das Feld „verwendungszweck“. Dieses ist außerhalb der Struktur einmalig pro Nachricht optional vorzusehen.
5. Das Feld „verwandtschaftsverhältnis“ ist nur vorzusehen, wenn der Antragsteller natürliche Person ist.
6. Das Feld „berechtigtes Interesse“ ist für alle Antragsteller vorzusehen. Bei juristischen Personen ist es Pflichtfeld.
7. Die Modellierung der Zahlungsinformationen wird strukturell nicht geändert, nur verschoben.
8. In der Dokumentation des Elements „gesicherterIdentifikation“ und bei den Anforderungen an Eingabeverfahren wird dokumentieren, dass das Element nur übermittelt werden darf, wenn die übermittelten Angaben zur Person des Antragstellers (Name, Geburtsdatum und Anschrift) durch die Identifikation verifiziert sind.
9. Für das Element „artDerUrkunde“ soll ein Choice verwendet werden, analog zur Modellierung der Zahlungsinformation.
10. Die Anpassungen werden standardweit analog umgesetzt.
Die Änderungen werden durch die KoSIT umgesetzt und im Umlauf abgestimmt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-12-05
Zu Punkt 8 aus der Bearbeitung von 2019-11-27:
Es wurde in den Dokumentationen des Elements „gesicherteIdentifizierungErfolgt“ klargestellt, dass die genannten Angaben auf durch die gesicherte Identifizierung erhaltenen Daten basieren und nicht auf Angaben des Antragstellers.
Zu Punkt 9 aus der Bearbeitung von 2019-11-27:
Abweichend zum Beschluss des EG wurde „artDerUrkunde“ nicht als Choice modelliert.
Durch Anforderungen aus anderen CRs (14/2019, 04/2019) existieren drei Ausprägungen (für die Anforderung innerhalb der Geburtsanzeige, für Anforderungen aus dem Geburtenregister und sonstige Anforderungen). Um die Wartbarkeit des Standards zu gewährleisten wurden Varianten des Datentypen durch Ableitung erstellt:
1. Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Basis – Für die Verwendung im Rahmen der Geburtsanzeige
2. Abgeleitet davon: Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert – Für die Verwendung in der Urkundenanforderung aus dem Ehe-, Lebenspartnerschafts- und Sterberegister
3. Abgeleitet davon: Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert.MitGeburtszeit – Für die Verwendung in der Urkundenanforderung aus dem Geburtenregister
Die Verwendung von „xsd:choice“ innerhalb einer Ableitungshierarchie ist nicht möglich. Daher enthalten die Datentypen ausschließlich optionale Elemente für alle Urkundenarten, die in dem jeweiligen Anwendungsfall fachlich sinnvoll sind.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instand beschließt einstimmig:
Die Lösungen der erledigten Änderungsanträge decken die Anforderungen der Problemstellungen ab und sind rechtskonform.
Bearbeitet durch: KoSIT (Koch) 	2019-12-18
Der Generator wurde wie folgt angepasst:
1. Der bisherige Typ Urkundenanforderung.Antragsteller wurde umbenannt in Urkundenanforderung.Antragsteller.NatuerlichePerson (vgl. 2019-11-27, Nr. 1 und 2)
1. Es wurde zudem der Typ Urkundenanforderung.Antragsteller.JuristischePerson hinzugefügt (vgl. 2019-11-27, Nr. 1 und 2)
1. Es wurden der Typ Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Basis und seine Ableitungen Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert und Urkundenanforderung.ArtDerUrkunde.Erweitert.MitGeburtszeit aufgenommen
1. Die den Typ instanziierenden Nachrichtentypen 081030, 082030, 083030 und 084030 wurden wie folgt angepasst:
3. An der verwendenden Stelle wird entweder eine natürliche oder eine juristische Person als Antragsteller erzeugt wird, abhängig von den im Testfall vorhandenen Daten; die Unterscheidung erfolgt anhand des Vorhandenseins der fünfstelliger Registernummer 08400 (Anrede der natürlichen Person; Pflichtfeld und bei der juristischen nicht vorhanden) (vgl. 2019-11-27, Nr. 1 und 2).
3. In Urkundenanforderung.Antragsteller.NatuerlichePerson: berechtigtesInteresse As String.Latin (und im Register als Feld 80474) aufgenommen (vgl. 2019-11-27, Nr. 5)
3. modalitaeten As Urkundenanforderung.Modalitaeten aufgenommen (vgl. 2019-11-27, Nr. 3)
3. verwendungszweck As String.Latin aufgenommen (Register: Feld 80526)
Bearbeitet durch: KoSIT (Koch) 	2020-01-09
 Aufgaben für die AG Test:
1. Die betroffenen generierten Referenznachrichten zur Urkundenanforderung sind qua Diff gegenüber der Vorversion angesichts der vorgenommenen Änderungen im Standard auf strukturelle und fachliche Korrektheit zu prüfen und ggf. Korrekturen im Testfall vorzunehmen:
4. 01.029-01-081030
4. 02.029-01-082030
4. 03.029-01-083030
4. 04.029-01-084030
1. Mindestens einer der vorhandenen entsprechenden Testfälle ist so zu verändern, dass anstatt einer natürlichen eine juristische Person (z. B. Amtsgericht, Rentenversicherung, Bank wg. Sterbeurkunde für Kontoschließung) eine Urkunde anfordert:
5. 01.029b-01-081030 wurde hierfür vorbereitet
Bearbeitet durch: AG Test (Koch) 	2020-01-15
1. Die Überprüfung der erzeugten Referenznachrichten 0x.029-01-08x030 (mit x = 1, 2, 3, 4) ergab, dass der im jeweiligen Testfall angegebene Verwendungszweck in der betreffenden Nachricht nicht auftaucht. Dies ist im Nachgang zu beheben. Abgesehen vom fehlenden Verwendungszweck sind die Nachrichten jedoch korrekt.
1. Es wurde der neue Testfall 01.029b-01-081030 angelegt, um die Anforderung einer Geburtsurkunde durch eine juristische Person als Antragsteller zu illustrieren.
Bearbeitet durch: KoSIT (Koch) 	2020-01-15
Der Generator wurde im Nachgang angepasst, sodass das Element verwendungszweck jetzt erzeugt wird in den Nachrichten 081030, 082030, 083030 und 084030. Betroffen waren die Referenznachrichten 0x.029-01-08x030 (mit x = 1, 2, 3, 4).
Bearbeitet durch: AG Test (Koch) 	2020-01-16
Die Referenznachrichten sind nun korrekt.
Anmerkung für das EG: 
Im Beschreibungstext für das Element antragsteller/juristischePerson/berechtigtesInteresse in den Nachrichten 08x030 (mit x = 1, 2, 3, 4) steht als gesetzliche Grundlage für die Zulässigkeit einer Urkundenanforderung nur § 62 PStG. Tatsächlich müsste es jedoch lauten: „Zur Prüfung nach § 62 PStG muss hier das rechtliche Interesse der juristischen Person des Privatrechts oder nach § 65 PStG der Zweck für die Anforderung der Urkunde(n) durch die juristische Person des öffentlichen Rechts angegeben werden.“, da § 62 lediglich juristische Personen des Privatrechts beschreibt, während juristische Personen öffentlichen Rechts (z. B. die Deutsche Rentenversicherung) in § 65 PStG beschrieben werden. Das EG wird gebeten, die Ergänzung der entsprechenden Beschreibungstexte zu prüfen.
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